
Fall Obermayr: Ergänzende Ermittlungen notwendig 
Nach gut vier Monaten hat die Staatsanwaltschaft Linz ihre Untersuchungen gegen den Ex-DpL-Vorstand immer noch nicht abgeschlossen. 

Vergangenen Karfreitag wand-
te sich Norbert Obermayr an 
den Parteivorstand der DpL 
und erklärte seinen Rücktritt 
als Vorstandsmitglied. Grund 
für die Demission war eine Po-
litaffäre in Linz, die damals in 
den Medien publik wurde. 
Denn neben seinem politi-
schen Engagement in Liech-
tenstein sitzt Obermayr auch 
im Gemeinderat der oberöster-
reichischen Landeshaupt: Im 
Jahr 2021 hatte sich der Wirt-
schaftsingenieur als Kandidat 
der Impfgegner-Partei MFG 
Ös terreich für die Linzer Ge-
meinderatswahlen aufstellen 
lassen – und schaffte gemein-
sam mit der anderen MFG-
Kandidatin Vera Schachner 
den Sprung ins Rathaus.  

Doch wenige Monate nach 
der Linzer Gemeinderatswahl 
brachen sowohl Obermayr als 
auch Schachner mit der MFG. 
Und im vergangenen Frühling 
eskalierte ein Streit zwischen 
den beiden Gemeinderäten um 
die Fördergelder, die ihre  

Gemeinderatsfraktion erhält: 
Schachner reichte Anzeige ge-
gen Obermayr bei der Staatsan-
waltschaft Linz ein. Der Vor-
wurf lautet, dass Obermayr  
Fördergelder der Fraktion miss-
braucht habe. Die Staatsanwalt-
schaft bestätigte damals, dass 
polizeiliche Ermittlungen auf-
genommen wurden. Selbstre-
dend gilt für Obermayr die Un-
schuldsvermutung.  

Er selbst dementiert sämtli-
che Vorwürfe. Vielmehr sei das 
Finanzgebaren seiner Fraktions -
kollegin problematisch gewe-
sen: «Frau Schachner liess sich 
Gelder im Umfang von über  
40 000 Euro ausbezahlen und 
hat dafür keine einzige Rech-
nung vorgelegt. Ich habe sie 
mehr mals aufgefordert, ihre 
Rechnungen vorzulegen», sagte 
Obermayr im April gegenüber 
dem «Vaterland».  

Als Schachner aber weiter-
hin Gelder von ihrem gemein-
samen Fraktionskonto abhob, 
habe er Mitte März ihren Zu-
gang zum Konto sperren lassen. 

Und darauf folgte Schachners 
Anzeige. 

Noch keine abschliessende 
Entscheidung 
Damals ging Obermayr davon 
aus, dass die Vorwürfe gegen ihn 
bald entkräftet werden würden. 
Doch mittlerweile sind beinahe 
vier Monate vergangen – und die 
Untersuchungen der Linzer 
Staatsanwaltschaft laufen der-
zeit immer noch. Zwar gab die 
Medienstelle der Staatsanwalt-
schaft Linz vor einem Monat ge-
genüber dem «Vaterland» be-
kannt, dass die polizeilichen  
Ermittlungen vorerst soweit ab -
ge schlossen sein dürften. «Als 
weiterer Schritt folgt nun die ab-
schliessende Beurteilung und 
Erledigung durch die Staatsan-
waltschaft, die jedoch noch 
offen ist», so die Staatsanwalt-
schaft Linz Anfang Juli.  

Auf erneute Nachfrage er-
klärt die Staatsanwaltschaft nun 
aber, dass in der «genannten 
Strafsache – nach Vorliegen des 
Polizeiberichtes – noch ergän-

zende Ermittlungen notwen-
dig» seien. Insofern gebe es 
weiterhin noch keine abschlies-
sende Entscheidung der Staats-
anwaltschaft. 

Rücktritt, nachdem Fall 
ausgestanden ist? 
Sollte die Angelegenheit der-
einst einmal ausgestanden sein, 
«werde ich überlegen, ob ich 
überhaupt weiterhin Linzer Ge-
meinderat sein will», erklärte 
Obermayr vor gut vier Monaten 
gegenüber dem «Vaterland». 
Die Wahrscheinlichkeit, dass er 
nach dem Fall zurücktrete, be-
zifferte er damals bei über 50 
Prozent. Mit Blick auf die 
Liechtensteiner Politik hielt 
Obermayr aber in seinem Rück-
trittsschreiben an den DpL-Vor-
stand dagegen fest: Sobald sich 
alle Vorwürfe als unhaltbar er-
weisen, werde er gerne der Par-
tei wieder zur Verfügung stehen 
werde, sofern dies gewünscht 
sei. 
 
Elias Quaderer

In Liechtenstein und Österreich politisch engagiert: Norbert  
Obermayr im Gemeinderat der Stadt Linz. Bild: Keystone
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Weder Medienhaus noch 1FL TV dürften 
Radio Liechtenstein übernehmen 
Juristin Patricia Schiess merkt an, dass ein Medienunternehmen mit marktbeherrschender Stellung keine Programmkonzession erhält. 

David Sele 
 
Im Herbst wird Liechtenstein 
über die Abschaffung des Rund -
funkgesetzes (LRFG) abstim-
men. Die von den DpL lancierte 
Initiative hat das erklärte Ziel, 
dass Radio Liechtenstein priva-
tisiert werden und dem Medi-
enförderungsgesetz unterstellt 
werden soll. Die Radiomacher 
und die Regierung warnen hin-
gegen, dass ein Ja zur Initiative 
das Ende von Radio Liechten-
stein bedeuten werde. Die zu 
erwartenden Beiträge aus der 
Medienförderung und die Wer-
beerträge würden nämlich nicht 
im Entferntesten ausreichen, 
um den Radiosender weiter zu 
betreiben.  

Übernahme durch Private 
immer wieder Thema 
Sowohl von Befürwortern als 
auch von Gegnern einer Radio-
privatisierung wird seit gerau-
mer Zeit immer wieder ins Feld 
geführt, dass der Landessender 
von einem bestehenden Medi-
enunternehmen übernommen 
werden könnte. Durch die Inte-
gration in das Produktportfolio 
einer bestehenden Struktur  
wä re der Betrieb allenfalls kos-
tengünstiger, argumentieren 
Be für worter. Und Geg ner mah-
nen: Die Übernahme von Radio 
L durch ein anderes Medienun-
ternehmen würde den Medien-
pluralismus in Liechtenstein 
weiter schmälern.  

Prädestiniert für eine solche 
Übernahme wäre aus ökonomi-
scher Sicht die Vaduzer Medi-
enhaus AG, die unter anderem 
diese Zeitung herausgibt. Das 
Unternehmen hat eine diversi-
fizierte Produktpalette vorzu-

weisen, ein Radiosender fehlt 
in dem Portfolio bislang noch. 
Tatsächlich machte das Medi-
enhaus der Regierung im Okto-
ber 2022 das Angebot, gemein-
sam mit anderen privaten Me-
dien eine Nachfolgelösung für 
Radio L auszuarbeiten. Nach 
dem Ende der «Volksblatts» im 
Frühling 2023 zog das Medien-
haus dieses Angebot jedoch zu-
rück, denn mit dem «Volks-
blatt»-Aus habe sich die Situa-
tion verändert. Das Medienhaus 
wün sche sich eine vielfältige 
Medienlandschaft mit fairem 
Wettbewerb, hiess es in einer 
Mitteilung.   

Als potenzieller Käufer von 
Radio Liechtenstein wird in der 
Politik und der Bevölkerung 
auch immer wieder 1FL TV ge-
handelt. Die Betreibergesell-
schaft Media 1 AG hatte 2014 
einmal ein Kaufangebot unter-
breitet. Zwischenzeitlich sei 
dies aber «überhaupt kein The-
ma mehr», wie 1FL TV-Chefre-
dakteurin Sandra Woldt 2023 in 
einem Interview mit dem «Va-
terland» erklärte. Dem Sender 
fehlen demnach schlicht die fi-
nanziellen Mittel, um in den 
Betrieb eines Radiosenders zu 
investieren.  

Gesetz soll Konzentration 
der Medien verhindern 
Dabei ist es nicht nur der feh-
lende Willen bzw. die fehlende 
Finanzkraft, die einer Übernah-
me von Radio L durch die ande-
ren relevanten tagesaktuellen 
Medien im Land im Wege stün-
den. Darauf verweist die 
Rechtswissenschaftlerin Patri-
cia Schiess in einer am Dienstag 
veröffentlichten Publikation des 
Liechtenstein-Instituts. «Bis jetzt 

fand kaum Beachtung, dass das 
privatisierte Radio um eine Pro-
grammkonzession nachsuchen 
müsste», schreibt Schiess. Und 
eine solche Konzession würden 
weder das Medienhaus noch 
1FL TV erhalten. Der Grund: 
Beide Medienunternehmen ha-
ben in ihrem Bereich eine 
marktbeherrschende Stellung 
inne.  

Solchen Unternehmen wird 
es im Mediengesetz explizit 
verwehrt, eine Programmkon-
zession für einen Rundfunksen-
der zu erhalten. Damit soll 

einer Medienkonzentration vor -
ge beugt werden. Selbiges gilt 
für Aktionäre oder anderweitig 
beteiligte Personen sowie Füh-
rungskräfte von marktbeherr-
schenden Medienunternehmen. 
Die Konsequenz: Selbst wenn 
das Medienhaus oder 1FL TV 
im Falle der Privatisierung von 
Radio L einspringen würden, 
dürften sie damit nicht auf Sen-
dung gehen.  

Erlaubt wäre dies hingegen 
einem Medienunternehmen aus 
dem Ausland oder einem klei-
neren inländischem Medienun-

ternehmen, beispielsweise dem 
Zeit-Verlag, der die Monatszei-
tung «Lie:Zeit» herausgibt.  

Zusätzliche Förderung für 
privates Radio nicht möglich 
Ob aber überhaupt ein Unter-
nehmen am Betrieb von Radio 
Liechtenstein interessiert wäre, 
erscheint aufgrund der Ausfüh-
rungen von Patricia Schiess 
fraglich.  

Im Landtag hatten die Be-
fürworter der Privatisierung 
zuletzt gefordert, dass das Me-
dienförderungsgesetz eben so 

ausgestaltet werden müsste, 
dass Radio L auch als Privat-
sender überleben kann. Juristin 
Schiess erteilt diesem Vorha-
ben aber eine Absage. Denn 
das Medienförderungsgesetz 
verlange eine Gleichbehand-
lung aller privaten Medien. «Es 
schliesst Leistungsvereinba-
rungen zur Unterstützung ein-
zelner Medien genauso aus wie 
eine unterschiedliche Behand -
lung, die an der verwendeten 
Technik anknüpfen würde», 
schreibt Schiess.  

Folglich müsste Radio L ge-
mäss den Berechnungen der 
Regierung mit jährlichen Ein-
nahmen aus der Medienförde-
rung in Höhe von maximal 
740 000 Franken auskommen. 
Zusammen mit den aktuell er-
zielten Werbeeinnahmen von 
580 000 Franken (Stand 2023) 
ergeben sich damit Gesamtein-
nahmen von rund 1,3 Mio. 
Franken. Dies macht jedoch 
nur 33 Prozent der heute beste-
henden Gesamtausgaben des 
Landessenders von 3,9 Millio-
nen aus. Die Differenz von rund 
2,6 Millionen Franken müsste 
also jährlich von Investoren 
bzw. Gönnern eingebracht wer-
den, sofern der Betrieb so wie 
heute fortgeführt wird. Bei ei-
ner Verkleinerung des Betrie bes 
würde derweil auch die Förde-
rung sinken. Bei einer Orientie-
rung auf ausländische Märkte 
könnten allenfalls zwar mehr 
Einnahmen erzielt werden, so-
fern man sich im Wettbewerb 
mit ausländischen Radiosen-
dern behauptet. Der Liechten-
stein-Fokus müsste dafür je-
doch weichen – und damit ginge 
letztlich auch der Anspruch auf 
Medienförderung verloren.

Im Herbst wird über die Privatisierung von Radio L abgestimmt.  Bild: Nils Vollmar


